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Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behör-
den und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan N 100 
„Zwischen Kreuzheck und Hollergewann“ der Stadt Eppstein 

An der frühzeitigen Unterrichtung gem. § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 02.03.2020 bis 03.04.2020 wurden 
70 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt (s. Anlage). 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom 02.03.2020 bis 
03.04.2020 statt. 

32 Behörden und sonstige Träger haben geantwortet, davon haben 14 Behörden oder sonstige Träger An-
regungen vorgebracht.  

Seitens der Öffentlichkeit wurden 8 Anregungen vorgebracht. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 1 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1 - 2: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Entsprechende Hinweise werden in die Begründung des Bebauungsplans aufge-
nommen. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 1 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 3 - 4: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Entsprechende Hinweise werden in die Begründung des Bebauungsplans aufge-
nommen. 

Änderungsvorschlag zu 5 - 6: 

Den Anregungen wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Die aufgeführten Empfehlungen werden nicht als Festsetzungen in den Bebauungs-
plan aufgenommen, da es sich um die Überplanung eines bereits bebauten Gebie-
tes handelt. Die Empfehlungen werden daher als Hinweise aufgenommen. Hinsicht-
lich der Versickerung von Niederschlagswasser sind grundsätzlich die einschlägigen 
gesetzlichen Regelungen (§ 55 WHG, § 37 HWG, § 8 Abs. 1 HBO) zu beachten. 
Hierüber hinaus wird kein Festsetzungserfordernis für den Bebauungsplan gesehen. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 1 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Unter dem Begriff „Abfälle“ sind sowohl stoffliche Abfälle, welche über die Müllabfuhr 
entsorgt werden, als auch Abwässer gemeint. Der Umweltbericht wird an dieser 
Stelle präzisiert. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 14 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung des vorgebrachten Hinweises erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 14 Änderungsvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 26 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Vorentwurfs zum vorliegenden Bebauungsplan er-
folgte nach Abstimmung mit Hessen Forst die Festsetzung des Flurstücks 1/51, Flur 
7, Gemarkung Niederjosbach, als Fläche für Wald gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18b 
BauGB. Der über das Flurstück 1/51 hinausgehende Bereich der zusammenhän-
genden Waldfläche befindet sich auf dem Flurstück 2/6 des angrenzenden Sport-
platzes außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans und ist somit nicht 
Gegenstand des vorliegenden Bauleitplanverfahrens. Es besteht kein städtebauli-
ches Erfordernis den Geltungsbereich des Bebauungsplans zugunsten der Festset-
zung der zusammenhängenden Waldfläche zu erweitern. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 26 Änderungsvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 27 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der wasserführende Graben liegt außerhalb des Flurstücks 71/6 und somit außer-
halb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans. 

Eine besondere Bedeutung dieses Grundstücks für die Biotopvernetzung wird nicht 
gesehen, da es bereits an Bebauung und an eine Straße angrenzt. Es wird zudem 
teilweise bereits baulich genutzt (Kleintierhaltung). Die Birkenreihe endet in Höhe 
des Flurstücks 71/6 und liegt somit weitestgehend außerhalb des Geltungsbereichs. 
Sowohl im Liegenschaftskataster („Haus-Nr. 43“), Bodenrichtwertinformationssys-
tem (BORIS) und RegFNP ist das Flurstück als Bauland dargestellt. Auch aus ar-
tenschutzrechtlicher Sicht hat dieser Bereich keine wesentliche Bedeutung, beson-
ders geschützte Arten sind hier nicht zu erwarten.  

Änderungsvorschlag zu 2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Da es sich um eine Überplanung eines bereits bebauten Ortsteils handelt, kann für 
ein Gebiet dieser Größe (rund 24 ha) keine detaillierte artenschutzrechtliche Auf-
nahme erfolgen. Zudem ist es nicht absehbar, ob und wann die möglichen Nachver-
dichtungsgrundstücke überhaupt bebaut werden und eine mögliche Beeinträchti-
gung geschützter Arten stattfindet. Daher sind die artenschutzrechtlichen Belange 
(wie bei einer Bebauung nach § 34 BauGB) im Rahmen der Bauanträge zu berück-
sichtigen. Es können im Gebiet zwar potentiell viele geschützte Tierarten vorkom-
men, jedoch sind deren Lebensräume auf Grund der Bebauung nur von untergeord-
neter Größe. Für eine zwingende Festsetzung einer naturnahen Gestaltung von 
Hausgärten gibt es keine zwingend erforderliche rechtliche Grundlage. Es kann so-
mit nur eine Empfehlung gegeben werden. Hier ist Aufklärungsarbeit und Informati-
on gefragt. Die im Bebauungsplan zur Erhaltung festgesetzten Gehölzflächen sowie 
die Pflanzfestsetzungen dienen jedenfalls dem Ziel einer naturnahen Gartengestal-
tung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 27 Änderungsvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 31 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Vorentwurfs zum vorliegenden Bebauungsplan er-
folgte nach Abstimmung mit Hessen Forst die Festsetzung des Flurstücks 1/51, Flur 
7, Gemarkung Niederjosbach, als Fläche für Wald gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB. 
Durch die Festsetzung des Allgemeinen Wohngebietes WA7 erfolgt somit kein Weg-
fall von Forstflächen nach dem Hessischen Waldgesetz. Darüber hinaus werden die 
im Bestand durch Grünstrukturen und Bäume geprägten Grundstücksteile innerhalb 
des Allgemeinen Wohngebietes WA7, die an die Fläche für Wald angrenzen, als 
Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und 
Sträuchern festgesetzt. 

Gesonderte Maßnahmen zum Ausgleich sowie Überwachungsmaßnahmen sind – 
über die festgesetzten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen hinaus – auf 
Grund fehlender nachteiliger Auswirkungen der Planung nicht erforderlich. Demnach 
müssen keine landwirtschaftlich genutzten Flächen als Ausgleichflächen herange-
zogen werden. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 31 Änderungsvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 43 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Jüdischen Friedhöfe oder Begräb-
nisstätten. Es fallen auch später keine Erschließungskosten, -beiträge oder sonstige 
Kosten für Jüdische Friedhöfe an. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 43 Änderungsvorschlag 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 49 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der bereits im Textteil des Bebauungsplans enthaltene Hinweis zum Artenschutz 
wird dem vorgebrachten Hinweis entsprechend ergänzt. Zudem wird die folgende 
Ergänzung aufgenommen: 

„Auf die Bestimmungen des Bauvorlagenerlasses (BVErl) - insbesondere Anlage 2 
Nr. 20.2 und Anlage 3 Nr. 3.2 - sowie die Checkliste des Hessischen Ministeriums 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zur möglichen ar-
tenschutzrechtlichen Betroffenheit wird hingewiesen.“ 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis ist in der Begründung zum Bebauungsplan unter Kapi-
tel „Artenschutz“ enthalten. Die Fläche des Waldspielplatzes ist dementsprechend 
als Fläche für Wald im Bebauungsplan festgesetzt. 

Änderungsvorschlag zu 3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein Widerspruch kann hier nicht erkannt werden. Auch wenn das Gebiet insgesamt 
nur eine geringe Bedeutung für den Artenschutz hat, können bei konkreten Bauvor-
haben (Bebauung bislang unbebauter Bereiche) in diesen Teilflächen erhebliche 
Beeinträchtigungen nicht ausgeschlossen werden. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 49 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Der Gewässerrandstreifen wird nicht in die Festsetzung „Wasserfläche“ übernom-
men, sondern analog zur vorgebrachten Anregung als „Fläche mit Bindungen für die 
Bepflanzung von Gewässerrandstreifen, hier: Gewässerrandstreifen gem. § 23 Abs. 
1 HWG und § 38 WHG“ textlich und zeichnerisch festgesetzt. 

 

 

 

 

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zwischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ erfolgt die Überplanung von bestehenden Wohngebieten. Sowohl 
das Bebauungs- zu Freiflächenverhältnis, als auch die Qualität der vorgefundenen 
Grünbestände wirkt sich im Bestand bereits positiv auf kleinklimatische Funktionen 
und Grundwasserneubildung, sowie Regenwasserversickerung aus. Die im Verhält-
nis relativ geringe Nachverdichtung führt nicht zu einer erheblichen Veränderung der 
Luft oder der kleinklimatischen Verhältnisse im Gebiet. Die Festsetzungen zur Erhal-
tung von Bäumen und Sträuchern sowie zur Gestaltung und Bepflanzung der 
Grundstücksfreiflächen dienen der Eingriffsminimierung und wirken sich positiv auf 
das Lokalklima, den Boden- und Wasserhaushalt, die Biotopstruktur sowie das Orts- 
und Landschaftsbild aus. 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes ist sowohl durch Maßnahmen, die dem Kli-
mawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Kli-
mawandel dienen, Rechnung getragen (klimagerechte Stadtentwicklung). Durch die 
Erhaltung großflächiger Gehölz- und Grünbestände im Plangebiet werden die Aus-
wirkungen der Planung auf das Kleinklima minimiert. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 49 Änderungsvorschlag 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zwischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ erfolgt die Überplanung von bestehenden Wohngebieten (siehe Än-
derungsvorschlag zu 5). Die Festsetzung einer vom Bestand abweichenden Stellung 
der baulichen Anlagen ist nicht sinnvoll, da der städtebauliche Charakter des Plan-
gebietes durch die bestehende Bebauung geprägt ist und erhalten bleiben soll. Die 
Optimierung der Kompaktheit der Gebäude sowie der Baukörperstellung zur Erhö-
hung der Energieeffizienz kann für die bestehenden Wohngebiete nicht erfolgen. 
Die geltenden Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EnEV) bzw. des 
Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) sind bei den Gebäuden in-
nerhalb des Plangebietes dennoch umsetzbar. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 49 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zwischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ erfolgt die Überplanung von bestehenden Wohngebieten (siehe Än-
derungsvorschlag zu 5). Die Überplanung hinsichtlich der Ausrichtung und Neigung 
von Dachflächen abweichend von den bestehenden Bebauungsstrukturen ist aus 
städtebaulicher Sicht nicht begründbar und auch nicht verträglich. In dem Plangebiet 
sind bauliche Grundsätze des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EnEV) bzw. des 
Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) bei den Gebäuden ebenso 
umsetzbar wie die aktive und passive Nutzung der Solarenergie. 

Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zwischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ erfolgt die Überplanung von bestehenden Wohngebieten. Die Erar-
beitung eines Energiekonzeptes für bereits bestehende Wohngebiete ist nicht ziel-
führend (siehe Änderungsvorschläge zu 5, 6 und 7). 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 49 Änderungsvorschlag 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 

Änderungsvorschlag zu 10: 

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zwischen Kreuzheck und Hollerge-
wann“ erfolgt im Vollverfahren. Die Anwendung des § 13a BauGB – Bebauungsplä-
ne der Innenentwicklung – ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplan-
verfahrens. 

Änderungsvorschlag zu 11: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 53 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die bestehenden und geplanten Anlagen der Netzdienste Rhein-Main GmbH befin-
den sich im Bereich öffentlicher Straßenverkehrsflächen. Die planungsrechtliche 
Absicherung privater Hausanschlüsse sowie von Leitungstrassen im Bereich öffent-
licher Verkehrsflächen ist auf der Ebene des Bebauungsplans nicht erforderlich.  

Die Berücksichtigung der vorgebrachten Anregung erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 

Änderungsvorschlag zu 3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung der vorgebrachten Anregung erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 53 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Entsprechend der vorgebrachten Anregung wird der folgende Hinweis in den Text-
teil des Bebauungsplans übernommen. 

Schutz bestehender und geplanter Leitungen 

Bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich bestehender und geplanter Leitungen 
sind entsprechende Maßnahmen gemäß den technischen Anforderungen des 
jeweiligen Versorgungsträgers zum Schutz der Leitungen zu treffen. 

Die Berücksichtigung der vorgebrachten Anregung erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 54 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Gesonderte Maßnahmen zum Ausgleich sowie Überwachungsmaßnahmen sind – 
über die festgesetzten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen hinaus – auf 
Grund fehlender nachteiliger Auswirkungen der Planung nicht erforderlich. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 54 Änderungsvorschlag 
 

 
 



 

 

Stadt Eppstein – Bebauungsplan N 100 „Zwischen Kreuzheck und Hollergewann“ 24 

 

Anregungen                                                                   Brief Nr. 55 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1 - 2: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Berücksichtigung der vorgebrachten Hinweise erfolgt im Rahmen der Realisie-
rung. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 56 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Datenbankeinträge der hessischen Altflächendatei werden in die Begründung 
des Bebauungsplans aufgenommen. Die Grundstücke entlang der Bezirksstraße 
sowie das Grundstück Eppsteiner Straße 5 liegen außerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans und sind somit nicht Gegenstand des vorliegenden Bauleit-
planverfahrens. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 56 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 
 
 

Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Der Gewässerrandstreifen und die relevanten Verbotstatbestände werden analog 
zur vorgebrachten Anregung als „Fläche mit Bindungen für die Bepflanzung von 
Gewässerrandstreifen, hier: Gewässerrandstreifen gem. § 23 Abs. 1 HWG und § 38 
WHG“ textlich und zeichnerisch festgesetzt. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans N 100 „Zwischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ erfolgt die Überplanung von bestehenden Wohngebieten. Für die im 
Bereich des Gewässerrandstreifens liegenden privaten Wohngrundstücke setzt der 
rechtskräftige Bebauungsplan N 1 „2. Änderung Zeil“ aus dem Jahr 1976 bereits All-
gemeine Wohngebiete (WA) bzw. Reine Wohngebiete (WR) fest. Da für die am 05. 
Juni 2018 rechtmäßig bestehenden Anlagen innerhalb des Gewässerrandstreifens 
Bestandsschutz besteht, werden – nach Abstimmung mit Frau Boxen von der Obe-
ren Wasserbehörde des Regierungspräsidiums Darmstadt, Dienstbezirk Wiesbaden 
– die im Bereich des Gewässerrandstreifens bestehenden Wohngrundstücke wei-
terhin als Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Die festgesetzten 
Baugrenzen werden angepasst, sodass diese vollständig außerhalb des Gewässer-
randstreifens liegen. 

Des Weiteren wird der aufgeführte Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans 
übernommen. 
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Anregungen                                                                   Brief Nr. 56 Änderungsvorschlag 
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Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Begründung des Bebauungsplans wird entsprechend des vorgebrachten Hin-
weises ergänzt. Die Untere Wasserbehörde des Main-Taunus-Kreises hat im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB keine Anregungen zur 
Abwasserentsorgung und zum anlagenbezogenen Gewässerschutz vorgebracht. 

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 
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Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Kampfmittelräumdienst wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Be-
hörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB ebenfalls 
angeschrieben. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenom-
men. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Stellungnahme findet im Rahmen der weiteren Erarbeitung des 
Bebauungsplans Berücksichtigung. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Da es sich um eine Überplanung eines bereits bebauten Ortsteils handelt, kann für 
ein Gebiet dieser Größe (rund 24 ha) keine detaillierte artenschutzrechtliche Auf-
nahme erfolgen. Zudem ist es nicht absehbar, ob und wann die möglichen Nachver-
dichtungsgrundstücke überhaupt bebaut werden und eine mögliche Beeinträchti-
gung geschützter Arten stattfindet. Daher sind die artenschutzrechtlichen Belange 
(wie bei einer Bebauung nach § 34 BauGB) im Rahmen der Bauanträge zu berück-
sichtigen. Es können im Gebiet zwar potentiell viele geschützte Tierarten vorkom-
men, jedoch sind deren Lebensräume auf Grund der Bebauung nur von untergeord-
neter Größe. Die Untere Naturschutzbehörde hat in ihrer Stellungnahme vom 
25.03.2020 der Verlagerung der konkreten Prüfung der artenschutzfachlichen Be-
lange auf die Vorhabenebene zugestimmt.  

Änderungsvorschlag zu 2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Wie im Umweltbericht dargelegt, wurde auf Grund der enormen Größe des Gebietes 
auf eine Biotoptypenkartierung verzichtet. Die zur Erhaltung festgesetzten Bereiche 
wurden anhand einer Luftbildauswertung ermittelt und umfassen größere zusam-
menhängende Garten- und Gehölzflächen. Nach § 30 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BNatSchG 
geschützte Biotope konnten im Rahmen der Begehungen nicht festgestellt werden. 
Da der Geltungsbereich ausschließlich den Innenbereich umfasst, können keine ge-
schützten Streuobstbestände im Plangebiet vorkommen. 

Der Saalbach ist im Plangebiet gemäß Gewässerstrukturgütekarte als „sehr stark 
bis vollständig verändert“ eingestuft. Ein Schutzstatus nach § 30 BNatSchG ist hier 
nicht gegeben. 
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Eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde nicht durchgeführt. Vom Inhalt her 
handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung. Die Umweltprüfung 
wird nur aufgrund der enormen Größe des Gebietes erforderlich. Es werden keine 
Außenbereichsflächen überplant. Innerhalb des 23,6 ha großen Plangebietes be-
trägt das Nachverdichtungspotential lediglich 0,65 ha (2,8%). Deshalb wird auf eine 
zusätzliche Kompensation verzichtet. Ein 100%iger Ausgleich ist rechtlich nicht vor-
geschrieben. Den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege als sol-
chen wird in der planerischen Abwägung durch § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB nicht 
„abstrakt“ ein höherer Rang gegenüber anderen Belangen zugewiesen. Zudem 
ergibt sich hieraus keine rechtliche Grundlage für ein „Optimierungsgebot“ hinsicht-
lich der Belange von Natur und Landschaft unabhängig von ihrem Gewicht in der 
konkreten Situation und dem Gewicht der anderen Belange. Im Rahmen der Abwä-
gung wird das städtebauliche Ziel der Nachverdichtung im Innenbereich höher ge-
wichtet, als die Kompensation eines (rechnerischen) Defizits hinsichtlich der Neu-
versiegelung. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans folgt insgesamt dem Gebot des sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden, indem bereits vorhandene Flächen mit Baurecht für 
eine neugeordnete Nutzung mobilisiert werden. Hiermit wird ein Beitrag zur Reduk-
tion weiteren Flächenverbrauchs im Außenbereich geleistet. Daher ist der Bebau-
ungsplan unter Gesichtspunkten des Umweltschutzes positiv zu bewerten. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Die Satzungsunterlagen zum rechtswirksamen Bebauungsplan sowie die Kopie der 
ortsüblichen Bekanntmachung werden dem Regionalverband FrankfurtRheinMain 
nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens übermittelt. 

Die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans N 100 „Zwischen Kreuzheck 
und Hollergewann“ sind aus der Darstellung des Regionalplans Südhessen / Regio-
nalen Flächennutzungsplans 2010 entwickelt. Zudem erfolgt die Aufstellung des 
Bebauungsplans im Vollverfahren. Demnach bedarf es keiner Anpassung des Regi-
onalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 gem. § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=1a
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=1a&x=3
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Vorfeld der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonsti-
ger Träger öffentlicher Belange (TÖB) gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde die aktuelle 
TÖB-Liste der Stadt Eppstein abgefragt. Die Süwag Energie AG war bisher nicht in 
der TÖB-Liste enthalten und wird entsprechend der vorgebrachten Anregung zur 
Beteiligung im Verfahren des Bebauungsplans N100 „Zwischen Kreuzheck und Hol-
lergewann“ weiter beteiligt. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Die genannte Transformatorenstation wird durch den Bebauungsplan als Fläche für 
Versorgunganlagen mit der Zweckbestimmung Elektrizität festgesetzt und im Be-
stand gesichert. Zur Erschließung der Transformatorenstation wird ein Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht zugunsten der Süwag Energie AG und der Syna GmbH im Be-
reich des Flurstücks 9 festgesetzt. 
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Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Syna GmbH wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB unter der angegebe-
nen Anschrift angeschrieben. Von Seiten der Syna GmbH wurde keine Stellung-
nahme vorgebracht. 

Siehe Änderungsvorschlag zu 2. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Das verwendete Kataster basiert auf der Datengrundlage des Amtlichen Liegen-
schaftskatasterinformationssystems (ALKIS) der Hessischen Verwaltung für Bo-
denmanagement und Geoinformation. In dieser Datengrundlage ist das angegebene 
Nebengebäude nicht eingemessen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebäu-
deeigentümer dazu verpflichtet sind, den Nachweis bzw. die Veränderung ihrer Ge-
bäude im Liegenschaftskataster zu veranlassen, wenn ein Gebäude neu errichtet 
oder im Grundriss verändert wurde. Das Nebengebäude wird entsprechend der vor-
liegenden Baugenehmigung (Bauschein-Nr. 3216/62 „Errichtung einer Garage und 
eines Abstellraumes“) mit einer Fläche von 4,0m x 5,0m in das Kataster der Plan-
zeichnung übernommen. Das genehmigte Nebengebäude befindet sich innerhalb 
des festgesetzten Baufenster. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Bauvorhaben richtet sich hier bislang 
nach § 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden ent-
sprechend der bestehenden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allgemeine 
Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 
entspricht dabei der zulässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Überschrei-
tung der Obergrenzen setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche Gründe vo-
raus. Diese städtebaulichen Gründe müssen sich aus einem planerischen Konzept 
ergeben, dass die jeweilige städtebauliche Situation und ihre Besonderheiten auf-
greift (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im Be-
bauungsplanvorentwurf festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der 
Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung 
der Obergrenze. „Investitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger et-
wa in Bezug auf eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind 
nicht schon städtebauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirt-
schaftlichen Renditen der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine 
städtebaulichen Gründe dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 
Rn. 21a).  
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Im Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 hinaus ge-
nehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße wurden je-
doch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach Überprüfung 
der bestehenden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene Grundstück eine 
GRZ von 0,20 im Bestand ermitteln. 

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist u.a. zugunsten des Nebengebäudes, welches als Garage und 
Abstellraum genehmigt wurde, die Überschreitung der GRZ bis auf 0,6 zulässig. 

 
Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch eine Bebauung 
mit zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auf drei auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. Dachge-
schossausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten wurden, 
erhalten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vorhandenen 
Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis genehmigt, 
dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt.  

Entsprechend der städtebaulich prägenden Bebauung wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich.  

Der Ausbau des Dachgeschosses zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann 
weiterhin in dem Maße erfolgen, solange kein drittes Vollgeschoss entsteht. Gemäß 
§ 2 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) sind Vollgeschosse oberirdische Ge-
schosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenüber mindestens 
einer Außenwand des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelge-
schoss) und ein Geschoss mit mindestens einer geneigten Dachfläche ist ein Voll-
geschoss, wenn es diese Höhe über mehr als drei Viertel der Grundfläche des da-
runter liegenden Geschosses aufweist. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Das bestehende Nebengebäude wird als Garage genutzt. Entsprechend der textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplans sind Stellplätze, Garagen und Carports 
sowohl in den überbaubaren als auch in den nicht überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. Es besteht demnach kein städtebauliches Erfordernis zur Erweite-
rung des Baufensters zugunsten der Einbeziehung des bestehenden Nebengebäu-
des sowie des Stellplatzes gemäß der aufgeführten Baugenehmigung. Die Unterkel-
lerung des Stellplatzes im Nordwesten des Grundstücks erhält Bestandsschutz. 

Das verwendete Kataster basiert auf der Datengrundlage des Amtlichen Liegen-
schaftskatasterinformationssystem (ALKIS) der Hessischen Verwaltung für Boden-
management und Geoinformation. In dieser Datengrundlage sind der angegebene 
Wohnhausanbau und der Stellplatz nicht eingemessen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die Gebäudeeigentümer dazu verpflichtet sind, den Nachweis bzw. die Verän-
derung ihrer Gebäude im Liegenschaftskataster zu veranlassen, wenn ein Gebäude 
neu errichtet oder im Grundriss verändert wurde. Der Wohnhausanbau und der 
Stellplatz werden entsprechend der vorliegenden Baugenehmigung in das Kataster 
der Planzeichnung übernommen. 

Die genehmigte Unterschreitung der Abstandsflächen durch den Wohnhausanbau, 
der sich dadurch geringfügig außerhalb des Baufensters befindet, erhält Bestands-
schutz. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch eine Bebauung 
mit zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auf drei auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. 
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  Dachgeschossausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten 

wurden, erhalten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vor-
handenen Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis ge-
nehmigt, dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt.  

Entsprechend der bestehenden Bebauungsstrukturen wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich. 

Der Ausbau des Dachgeschosses zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann 
weiterhin in dem Maße erfolgen, solange kein drittes Vollgeschoss entsteht. Gemäß 
§ 2 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) sind Vollgeschosse oberirdische Ge-
schosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenüber mindestens 
einer Außenwand des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelge-
schoss) und ein Geschoss mit mindestens einer geneigten Dachfläche ist ein Voll-
geschoss, wenn es diese Höhe über mehr als drei Viertel der Grundfläche des da-
runter liegenden Geschosses aufweist.  

Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Bauvorhaben richtet sich hier bislang 
nach § 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden ent-
sprechend der bestehenden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allgemeine 
Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 
entspricht dabei der zulässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Überschrei-
tung der Obergrenzen setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche Gründe vo-
raus. Diese städtebaulichen Gründe müssen sich aus einem planerischen Konzept 
ergeben, dass die jeweilige städtebauliche Situation und ihre Besonderheiten auf-
greift (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im Be-
bauungsplanvorentwurf festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der 
Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung 
der Obergrenze.  
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„Investitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger etwa in Bezug auf 
eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind nicht schon 
städtebauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirtschaftlichen 
Renditen der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine städtebauli-
chen Gründe dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 21a). Im 
Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 hinaus ge-
nehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße wurden je-
doch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach Überprüfung 
der bestehenden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene Grundstück eine 
GRZ von 0,31 im Bestand ermitteln. 

 
Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist u.a. zugunsten des unterkellerten Stellplatzes sowie des Ne-
bengebäudes, welches als Garage genehmigt wurde, die Überschreitung der GRZ 
bis auf 0,6 zulässig. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Entsprechend der Festsetzung 11.3.1 sind in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 
- WA 11 mindestens 40 % der Grundstücksflächen gärtnerisch zu begrünen. Von 
dieser gärtnerisch zu begrünenden Freifläche sind mindestens 30 % mit Bäumen 
und Sträuchern zu bepflanzen. Die übrigen 70 % der Gartenzonen können als Wie-
senfläche zum Spielen für Kinder gestaltet werden. 

Die Festsetzungen zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern sowie zur Gestaltung 
und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen dienen der Mindestbegrünung des 
Plangebietes sowie der Eingriffsminimierung und wirken sich positiv auf das Lokal-
klima, den Boden- und Wasserhaushalt, die Biotopstruktur sowie das Orts- und 
Landschaftsbild aus.  

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Aufgrund der Hanglage innerhalb des Plangebietes trifft der Bebauungsplan zusätz-
lich zu der genannten Höhenfestsetzung von zulässigen Stützmauern die folgende 
Festsetzung: Sollten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bebauungsplans im Be-
stand höhere Stützmauern an den Grenzen zu den Nachbargrundstücken und zu 
den öffentlichen Verkehrsflächen vorhanden sein, die legal errichtet wurden, dürfen 
diese in gleicher Höhe neu errichtet werden. Hierdurch entstehen keine Einschrän-
kungen von Spielflächen für Kinder. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ besteht in der Festsetzung des Bestandes unter Berücksichtigung 
einer verträglichen Nachverdichtung. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial ge-
prüft und entsprechende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Dies-
bezüglich trifft der Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren 
Grundstücksfläche, zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten 
pro Wohngebäude sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Durch 
die Steuerung einer verträglichen Nachverdichtung sollen eine menschenwürdige 
Umwelt gesichert sowie gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet wer-
den. 

Ein Widerspruch in der Zielsetzung des Bebauungsplans ist nicht vorhanden. Die 
Festsetzung des Bestandes erfolgt auch für das angesprochene Grundstück. Zudem 
sind Nachverdichtungsmöglichkeiten wie beispielsweise der Dachgeschossausbau 
oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche entsprechend der Festsetzungen 
des Bebauungsplans zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung weiterhin umsetz-
bar (siehe Brief Nr. 73-1, Änderungsvorschlag zu 1-3). 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Es erfolgt somit die erstmalige Festsetzung von Baugrenzen, 
die sich an den Mindestabstandsflächen von 3 Metern zu den jeweiligen Nachbar-
grundstücken gemäß § 6 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) orientieren 
(siehe Brief Nr. 73-1, Änderungsvorschlag zu 1). Die festgesetzten Baugrenzen er-
möglichen hierbei weiterhin die Ausnutzung der Obergrenze der Grundflächenzahl 
(GRZ) von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO (siehe Brief Nr. 
73-1, Änderungsvorschlag zu 3). Es kommt somit zu keiner Minderung der Bebau-
barkeit des Grundstücks. Die genehmigte Unterschreitung der Abstandsflächen 
durch den Wohnhausanbau, der sich dadurch geringfügig außerhalb des Baufens-
ters befindet, sowie der unterkellerte Stellplatz erhalten Bestandsschutz. 
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Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Es ist keine Widersprüchlichkeit vorhanden, die zur Unwirksamkeit des Bebauungs-
plans führt. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan verfolgt u.a. das Ziel, die bestehende Bebauung innerhalb des 
Plangebietes festzusetzen. Die tatsächliche Nutzung des Grundstücks findet somit 
durch den Bebauungsplan Berücksichtigung (siehe Brief Nr. 73-1, Änderungsvor-
schlag zu 1-5).  

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Entsprechend der bestehenden Nutzung werden innerhalb des Plangebietes als Art 
der baulichen Nutzung Allgemeine Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 entspricht dabei der zulässigen Obergrenze für 
Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. Innerhalb der Allgemeinen Wohn-
gebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung der Obergrenze. Im 
Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 hinaus ge-
nehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße wurden je-
doch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt (siehe Brief Nr. 73-1, 
Änderungsvorschlag zu 3). Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 wir die 
Zahl der zulässigen Vollgeschosse entsprechend der bestehenden städtebaulich 
prägenden Bauung auf zwei begrenzt. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand 
vorhandenen Dachgeschossausbauten wurden lediglich mit dem Nachweis geneh-
migt, dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt (siehe 
Brief Nr. 73-1, Änderungsvorschlag zu 2). Diese Festsetzungen gelten für alle Ei-
gentümer innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 gleichermaßen, wodurch 
es zu keiner Ungleichbehandlung kommt. 
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Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplanvorentwurf ist in seiner Bezeichnung und Erläuterung nicht feh-
lerhaft. Welche Bezeichnungen für den Bürger nicht hinreichend erläutert und ge-
kennzeichnet sind, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. Die städtebaulichen Gründe zur Aufstellung des Bebauungsplans 
sowie zu den jeweiligen Festsetzungen sind in der Begründung des Bebauungs-
plans ausreichend erläutert. 

Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Zur Art der Bebauung siehe Brief Nr. 73-1, Änderungsvorschlag zu 1-3. 

Da durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen der 
Bebaubarkeit des Grundstücks entstehen, erfolgt keine Wertminderung des Grund-
stücks. 

Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die obere und untere Naturschutzbehörde und sonstige Träger öffentlicher Belange 
wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an der Aufstellung des Bebauungs-
plans beteiligt. Zudem wurden die in Hessen anerkannten Umweltverbände im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu einer Stellungnahme aufgefordert. 

 



 

 

Stadt Eppstein – Bebauungsplan N 100 „Zwischen Kreuzheck und Hollergewann“ 50 

 

Anregungen                                                                   Brief Nr. 73-2 Änderungsvorschlag 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 7. 

Änderungsvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Nutzung der privaten Grundstücke für Mehrgenerationenwohnen wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. Der Ausbau der Wohnge-
bäude zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann unter Einhaltung der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung weiterhin erfolgen (siehe Brief Nr. 73-1, 
Änderungsvorschlag zu 2). Darüber hinaus erfolgt innerhalb der Allgemeinen Wohn-
gebiete WA 4 die Festsetzung von drei zulässigen Wohneinheiten pro Wohngebäu-
de. Hierdurch wird eine verträgliche Nachverdichtung des Plangebietes auch in Hin-
blick auf den Ausbau bestehender Wohngebäude zugunsten von Mehrgeneratio-
nenhäusern gewährleistet.  

Änderungsvorschlag zu 11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 2. 
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Änderungsvorschlag zu 12 - 13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Durchführung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden ortsüblich am 20.02.2020 
in der Eppsteiner Zeitung bekannt gemacht. Zudem erfolgt im weiteren Verfahren 
die Durchführung einer weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB, im Rahmen dessen die betroffenen Bürger erneut ihre Stellungnahmen ab-
geben können. Damit werden die nach dem Baugesetzbuch formalen Anforderun-
gen an die Einbeziehung der Bürger in das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans erfüllt. 

Änderungsvorschlag zu 14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens N 100 „Zwischen Kreuzheck und Holler-
gewann“ soll die Bestandsbebauung innerhalb des Plangebietes grundsätzlich fest-
gesetzt werden. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial geprüft und entspre-
chende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Diesbezüglich trifft der 
Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche, 
zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude 
sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Die Einhaltung der Hessi-
schen Bauordnung hat hierbei weiterhin zu erfolgen und wird insbesondere im 
Rahmen der Festsetzung der Baugrenzen berücksichtigt (siehe Änderungsvorschlag 
zu 2).  

Innerhalb des Plangebietes besteht das Potenzial, den Wohnraum durch Ausbau 
der Dachgeschosse zu erweitern. Ein weiteres Potenzial der Wohnraumerweiterung 
besteht durch Erweiterung der bestehenden Wohngebäude in die Fläche, da die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Baufenster sowie die festgesetzten 
Grundflächenzahlen (GRZ) häufig noch nicht vollständig ausgenutzt sind. 

Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum entsteht des Weiteren durch Regelun-
gen für die bauliche Nutzung der Baulücken sowie der Potenzialflächen für die wei-
tere Nachverdichtung innerhalb des Plangebietes. Die festzusetzende Bebauung 
soll sich dabei an der Eigenart des bestehenden Wohngebietes orientieren. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ besteht in der Festsetzung des Bestandes unter Berücksichtigung 
einer verträglichen Nachverdichtung. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial ge-
prüft und entsprechende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Dies-
bezüglich trifft der Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren 
Grundstücksfläche, zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten 
pro Wohngebäude sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Durch 
die Steuerung einer verträglichen Nachverdichtung sollen eine menschenwürdige 
Umwelt gesichert sowie gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet wer-
den. 

Ein Widerspruch in der Zielsetzung des Bebauungsplans ist nicht vorhanden. Die 
Festsetzung des Bestandes erfolgt auch für das angesprochene Grundstück. Zudem 
sind Nachverdichtungsmöglichkeiten wie beispielsweise der Dachgeschossausbau 
oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche entsprechend der Festsetzungen 
des Bebauungsplans zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung weiterhin umsetz-
bar. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Es erfolgt somit die erstmalige Festsetzung von Baugrenzen, 
die sich an den Mindestabstandsflächen von 3 Metern zu den jeweiligen Nachbar-
grundstücken gemäß § 6 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) orientieren. Die 
festgesetzten Baugrenzen umschließen hierbei das bestehende Wohnhaus und er-
möglichen weiterhin die Ausnutzung der Obergrenze der Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. Es kommt somit zu kei-
ner Minderung der Bebaubarkeit des Grundstücks. 

Das bestehende Nebengebäude wurde als Garagenanbau genehmigt. Die Bau-
grenze wird nach Nordwesten hin erweitert, sodass der genehmigte Garagenanbau 
vollständig im Baufenster liegt. 
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Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Es ist keine Widersprüchlichkeit vorhanden, die zur Unwirksamkeit des Bebauungs-
plans führt. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan verfolgt u.a. das Ziel, die bestehende Bebauung innerhalb des 
Plangebietes festzusetzen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wer-
den entsprechend der bestehenden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allge-
meine Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,4 entspricht dabei der zulässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Über-
schreitung der Obergrenzen setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche 
Gründe voraus. Diese städtebaulichen Gründe müssen sich aus einem planerischen 
Konzept ergeben, dass die jeweilige städtebauliche Situation und ihre Besonderhei-
ten aufgreift (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im 
Bebauungsplanvorentwurf festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der 
Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung 
der Obergrenze. „Investitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger et-
wa in Bezug auf eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind 
nicht schon städtebauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirt-
schaftlichen Renditen der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine 
städtebaulichen Gründe dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 
Rn. 21a). Im Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 
hinaus genehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße 
wurden jedoch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach 
Überprüfung der bestehenden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene 
Grundstück eine GRZ von 0,15 im Bestand ermitteln. 
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Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist u.a. zugunsten des Nebengebäudes, welches als Garage ge-
nehmigt wurde, die Überschreitung der GRZ bis auf 0,6 zulässig. 

 
Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch eine Bebauung 
mit zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auf drei auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. Dachge-
schossausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten wurden, 
erhalten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vorhandenen 
Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis genehmigt, 
dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt. 

Entsprechend der städtebaulich prägenden Bebauung wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich.  

Die tatsächliche Nutzung des Grundstücks findet somit durch den Bebauungsplan 
Berücksichtigung. 

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 4. 

Die Festsetzungen zur Art sowie zum Maß der baulichen Nutzungen gelten für alle 
Eigentümer innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 gleichermaßen, wodurch 
es zu keiner Ungleichbehandlung kommt. 
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Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplanvorentwurf ist in seiner Bezeichnung und Erläuterung nicht feh-
lerhaft. Welche Bezeichnungen für den Bürger nicht hinreichend erläutert und ge-
kennzeichnet sind, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. 

Die städtebaulichen Gründe zur Aufstellung des Bebauungsplans sowie zu den je-
weiligen Festsetzungen sind in der Begründung des Bebauungsplans ausreichend 
erläutert. 

Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Zur Art der Bebauung siehe Änderungsvorschlag zu 1, 2 und 4. 

Da durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen der 
Bebaubarkeit des Grundstücks entstehen, erfolgt keine Wertminderung des Grund-
stücks. 

Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die obere und untere Naturschutzbehörde und sonstige Träger öffentlicher Belange 
wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an der Aufstellung des Bebauungs-
plans beteiligt. Zudem wurden die in Hessen anerkannten Umweltverbände im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu einer Stellungnahme aufgefordert. 
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Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 7. 

Änderungsvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Nutzung der privaten Grundstücke für Mehrgenerationenwohnen wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. Der Ausbau der Wohnge-
bäude zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann unter Einhaltung der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung beispielsweise durch den Dachge-
schossausbau oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche weiterhin erfolgen. 
Darüber hinaus erfolgt innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die Festset-
zung von drei zulässigen Wohneinheiten pro Wohngebäude. Hierdurch wird eine 
verträgliche Nachverdichtung des Plangebietes auch in Hinblick auf den Ausbau be-
stehender Wohngebäude zugunsten von Mehrgenerationenhäusern gewährleistet.  

Änderungsvorschlag zu 11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 2. 



 

 

Stadt Eppstein – Bebauungsplan N 100 „Zwischen Kreuzheck und Hollergewann“ 58 

 

Anregungen                                                                   Brief Nr. 74 Änderungsvorschlag 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderungsvorschlag zu 12 - 13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Durchführung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden ortsüblich am 20.02.2020 
in der Eppsteiner Zeitung bekannt gemacht. Zudem erfolgt im weiteren Verfahren 
die Durchführung einer weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB, im Rahmen dessen die betroffenen Bürger erneut ihre Stellungnahmen ab-
geben können. Damit werden die nach dem Baugesetzbuch formalen Anforderun-
gen an die Einbeziehung der Bürger in das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans erfüllt.  

Änderungsvorschlag zu 14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens N 100 „Zwischen Kreuzheck und Holler-
gewann“ soll die Bestandsbebauung innerhalb des Plangebietes grundsätzlich fest-
gesetzt werden. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial geprüft und entspre-
chende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Diesbezüglich trifft der 
Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche, 
zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude 
sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Die Einhaltung der Hessi-
schen Bauordnung hat hierbei weiterhin zu erfolgen und wird insbesondere im 
Rahmen der Festsetzung der Baugrenzen berücksichtigt (siehe Änderungsvorschlag 
zu 2). 

Innerhalb des Plangebietes besteht das Potenzial, den Wohnraum durch Ausbau 
der Dachgeschosse zu erweitern. Ein weiteres Potenzial der Wohnraumerweiterung 
besteht durch Erweiterung der bestehenden Wohngebäude in die Fläche, da die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Baufenster sowie die festgesetzten 
Grundflächenzahlen (GRZ) häufig noch nicht vollständig ausgenutzt sind. 

Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum entsteht des Weiteren durch Regelun-
gen für die bauliche Nutzung der Baulücken sowie der Potenzialflächen für die wei-
tere Nachverdichtung innerhalb des Plangebietes. Die festzusetzende Bebauung 
soll sich dabei an der Eigenart des bestehenden Wohngebietes orientieren. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Zwischen der Zielsetzung des Bebauungsplans hinsichtlich einer verträglichen 
Nachverdichtung und der Festsetzung von Baugrenzen besteht kein inhaltlicher Wi-
derspruch. Generell kann die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Rege-
lungen für die bauliche Nutzung von Baulücken sowie von Potenzialflächen für die 
weitere Nachverdichtung im Plangebiet erfolgen. Die festzusetzende Bebauung soll 
sich dabei an der Eigenart des bestehenden Wohngebietes orientieren. 

Für bereits bebaute Grundstücke besteht das Potenzial, den Wohnraum durch Aus-
bau der Dachgeschosse zu erweitern. Ein weiteres Potenzial der Wohnraumerweite-
rung besteht durch Erweiterung der bestehenden Wohngebäude in die Fläche, da 
die im Bebauungsplanvorentwurf festgesetzten Grundflächenzahlen (GRZ) – insbe-
sondere im Bereich der Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt 
sind. 

Die festgesetzten Baufenster orientieren sich an den Mindestabstandsflächen von 3 
Metern zu den jeweiligen Nachbargrundstücken gemäß § 6 Abs. 5 der Hessischen 
Bauordnung (HBO). Die Regelungen der Hessischen Bauordnung sind auch ohne 
Aufstellung des Bebauungsplans im Rahmen der Zulässigkeit von Vorhaben inner-
halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach § 34 BauGB zu berücksichti-
gen. Die festgesetzten Baugrenzen umschließen hierbei das bestehende Wohnhaus 
und ermöglichen weiterhin die Ausnutzung der Obergrenze der GRZ von 0,4 für All-
gemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. Darüber hinaus wird das Baufenster 
zugunsten der baulichen Ausnutzung des Grundstücks nach Nordwesten hin erwei-
tert. Es kommt somit zu keiner Minderung der Bebaubarkeit des Grundstücks. Unter 
Einhaltung der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung kann eine Nachver-
dichtung somit auch auf dem angesprochenen Grundstück erfolgen. Zudem umfasst 
das festgesetzte Baufenster das rückwärtige Grundstück und könnte bei Neuord-
nung der Grundstückssituationen eine zusätzliche Bebauung in zweiter Reihe er-
möglichen. 

Bei den außerhalb der Baugrenzen liegenden baulichen Anlagen handelt es sich um 
bestehende Nebengebäude, die als Garagen genehmigt wurden. Entsprechend der 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans sind Stellplätze, Garagen und Car-
ports sowohl in den überbaubaren als auch in den nicht überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig. Es besteht demnach kein städtebauliches Erfordernis zur Erweite-
rung des Baufensters zugunsten der Einbeziehung des bestehenden Nebengebäu-
des. 
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Zwischen der Zielsetzung des Bebauungsplans und der Festsetzung von Baugren-
zen liegt kein Widerspruch vor. Der Bebauungsplan ist nicht unwirksam.  

Darüber hinaus erfolgt die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes zu-
gunsten der Süwag Energie AG und der Syna GmbH auf dem Flurstück 9, Flur 17. 
Hierdurch wird die Erschließung der Transformatorenstation auf dem Flurstück 8, 
Flur 17 gewährleistet, die sich im Eigentum der Süwag Energie AG befindet. Für die 
Syna GmbH als Tochtergesellschaft der Süwag Energie AG und örtliche Netzbetrei-
berin muss die Zufahrt zur Transformatorenstation jederzeit gesichert sein. Die 
Transformatorenstation ist unerlässlich für die örtliche Stromversorgung der Letzt-
verbraucher und der Straßenbeleuchtung in Eppstein. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch Bebauungen mit 
zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. Dachgeschoss-
ausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten wurden, erhal-
ten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vorhandenen 
Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis genehmigt, 
dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt. 

Entsprechend der städtebaulich prägenden Bebauung wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich.  
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Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden entsprechend der beste-
henden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allgemeine Wohngebiete WA fest-
gesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 entspricht dabei der zu-
lässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Überschreitung der Obergrenzen 
setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche Gründe voraus. Diese städtebauli-
chen Gründe müssen sich aus einem planerischen Konzept ergeben, dass die je-
weilige städtebauliche Situation und ihre Besonderheiten aufgreift (EZBK/Söfker, 
136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im Bebauungsplanvorentwurf 
festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der Gartenstraße – häufig 
noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der Allgemeinen Wohnge-
biete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung der Obergrenze. „In-
vestitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger etwa in Bezug auf eine 
hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind nicht schon städte-
bauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirtschaftlichen Renditen 
der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine städtebaulichen Grün-
de dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 21a). Im Plangebiet 
vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt wur-
den, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße wurden jedoch keine 
Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach Überprüfung der beste-
henden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene Grundstück eine GRZ von 
0,23 im Bestand ermitteln. 

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist u.a. zugunsten der Nebengebäude, welche als Garagen ge-
nehmigt wurden, die Überschreitung der GRZ bis auf 0,6 zulässig. 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 wird die offene Bauweise festgesetzt. 
Es dürfen nur Einzelhäuser errichtet werden. Dies entspricht den bestehenden und 
städtebaulich prägenden Bebauungsstrukturen innerhalb der Allgemeinen Wohnge-
biete WA 4. Hiervon abweichend genehmigte Gebäude erhalten Bestandsschutz. 

Die Festsetzungen der Zahl der Vollgeschosse, der GRZ sowie der Bauweise gelten 
für alle Grundstücke innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 gleichermaßen. 
Somit kommt es zu keiner Ungleichbehandlung der jeweiligen Eigentümer. 
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Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 1. 

Da durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen der 
Bebaubarkeit des Grundstücks entstehen, erfolgt keine Wertminderung des Grund-
stücks und keine faktische Enteignung des Grundstückseigentümers. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplanvorentwurf ist in seiner Bezeichnung und Erläuterung nicht feh-
lerhaft. Welche Bezeichnungen für den Bürger nicht hinreichend erläutert und ge-
kennzeichnet sind, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. Die städtebaulichen Gründe zur Aufstellung des Bebauungsplans 
sowie zu den jeweiligen Festsetzungen sind der Begründung des Bebauungsplans 
zu entnehmen. Die Legende des Bebauungsplans entspricht der Planzeichenver-
ordnung (PlanzV) und ist eindeutig und vollständig dargestellt.  

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans entstehen keine Einschränkungen 
der Bebaubarkeit oder sonstige Belastungen für die Bürger. Gleichzeitig erfolgt kei-
ne Wertminderung der privaten Baugrundstücke. 
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Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Zweck der Aufstellung des Bebauungsplans ist in der Begründung des Bebau-
ungsplans ausführlich beschrieben. 

Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die obere und die untere Naturschutzbehörde wurden im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB an der Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt. Zudem wurden die in 
Hessen anerkannten Umweltverbände im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu 
einer Stellungnahme aufgefordert. Des Weiteren wurden eine artenschutzrechtliche 
Potenzialeinschätzung und ein Umweltbericht zum Bebauungsplan erarbeitet. Ge-
sonderte Maßnahmen zum Ausgleich sowie Überwachungsmaßnahmen sind – über 
die festgesetzten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen hinaus – auf Grund 
fehlender nachteiliger Auswirkungen der Planung nicht erforderlich. 

Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Welche Grundstücke durch den Bebauungsplan nur noch den Wert von Ackerland 
haben, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht nachvollzieh-
bar. Die Aussage, dass Baugrundstücke durch den Bebauungsplan nur noch den 
Wert von Ackerland haben, ist falsch. 
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Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Ausbau des Dachgeschosses zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann 
weiterhin in dem Maße erfolgen, solange kein drittes Vollgeschoss entsteht. Gemäß 
§ 2 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) sind Vollgeschosse oberirdische Ge-
schosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenüber mindestens 
einer Außenwand des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelge-
schoss) und ein Geschoss mit mindestens einer geneigten Dachfläche ist ein Voll-
geschoss, wenn es diese Höhe über mehr als drei Viertel der Grundfläche des da-
runter liegenden Geschosses aufweist. Darüber hinaus kann die Erweiterung der 
bestehenden Wohngebäude in die Fläche erfolgen, solange die festgesetzte Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,4 eingehalten wird. 

Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Durchführung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden ortsüblich am 20.02.2020 
in der Eppsteiner Zeitung bekannt gemacht. Zudem erfolgt im weiteren Verfahren 
die Durchführung einer weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB, im Rahmen dessen die betroffenen Bürger erneut ihre Stellungnahmen ab-
geben können. Damit werden die nach dem Baugesetzbuch formalen Anforderun-
gen an die Einbeziehung der Bürger in das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans erfüllt. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ besteht in der Festsetzung des Bestandes unter Berücksichtigung 
einer verträglichen Nachverdichtung. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial ge-
prüft und entsprechende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Dies-
bezüglich trifft der Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren 
Grundstücksfläche, zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten 
pro Wohngebäude sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Durch 
die Steuerung einer verträglichen Nachverdichtung sollen eine menschenwürdige 
Umwelt gesichert sowie gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet wer-
den. 

Ein Widerspruch in der Zielsetzung des Bebauungsplans ist nicht vorhanden. Die 
Festsetzung des Bestandes erfolgt auch für das angesprochene Grundstück. Zudem 
sind Nachverdichtungsmöglichkeiten wie beispielsweise der Dachgeschossausbau 
oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche entsprechend der Festsetzungen 
des Bebauungsplans zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung weiterhin umsetz-
bar. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Es erfolgt somit die erstmalige Festsetzung von Baugrenzen, 
die sich an den Mindestabstandsflächen von 3 Metern zu den jeweiligen Nachbar-
grundstücken gemäß § 6 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) orientieren. 
Das festgesetzte Baufenster ermöglicht die Ausnutzung der Obergrenze der Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. Das 
genehmigte Gebäude liegt geringfügig außerhalb des Baufensters. Das Baufenster 
wird zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche entsprechend angepasst, sodass das 
genehmigte Gebäude vollständig innerhalb des Baufensters liegt. Es kommt somit 
zu keiner Minderung der Bebaubarkeit des Grundstücks. 



 

 

Stadt Eppstein – Bebauungsplan N 100 „Zwischen Kreuzheck und Hollergewann“ 67 

 

Anregungen                                                                   Brief Nr. 76 Änderungsvorschlag 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das bestehende Nebengebäude wurde als Garage genehmigt. Entsprechend der 
Festsetzungen des Bebauungsplans sind Stellplätze, Garagen und Carports sowohl 
in den überbaubaren als auch in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig. Es besteht demnach kein städtebauliches Erfordernis zur Erweiterung des Bau-
fensters zur Einbeziehung des bestehenden Nebengebäudes. 

Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Es ist keine Widersprüchlichkeit vorhanden, die zur Unwirksamkeit des Bebauungs-
plans führt. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan verfolgt u.a. das Ziel, die bestehende Bebauung innerhalb des 
Plangebietes festzusetzen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wer-
den entsprechend der bestehenden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allge-
meine Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,4 entspricht dabei der zulässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Über-
schreitung der Obergrenzen setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche 
Gründe voraus. Diese städtebaulichen Gründe müssen sich aus einem planerischen 
Konzept ergeben, dass die jeweilige städtebauliche Situation und ihre Besonderhei-
ten aufgreift (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im 
Bebauungsplanvorentwurf festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der 
Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung 
der Obergrenze. „Investitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger et-
wa in Bezug auf eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind 
nicht schon städtebauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirt-
schaftlichen Renditen der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine 
städtebaulichen Gründe dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 
Rn. 21a). Im Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 
hinaus genehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße 
wurden jedoch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach 
Überprüfung der bestehenden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene 
Grundstück eine GRZ von 0,30 unter Bezug auf das genehmigte Gebäude ermitteln. 
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Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist u.a. zugunsten des Nebengebäudes, welches als Garage ge-
nehmigt wurde, die Überschreitung der GRZ bis auf 0,6 zulässig. Bezüglich des 
Einbezugs des bestehenden Nebengebäudes in das Baufenster siehe Änderungs-
vorschlag zu 2. 

 
Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch eine Bebauung 
mit zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auf drei auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. Dachge-
schossausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten wurden, 
erhalten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vorhandenen 
Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis genehmigt, 
dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt. 

Entsprechend der städtebaulich prägenden Bebauung wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich.  

Die tatsächliche Nutzung des Grundstücks findet somit durch den Bebauungsplan 
Berücksichtigung. 

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 4. 

Die Festsetzungen zur Art sowie zum Maß der baulichen Nutzungen gelten für alle 
Eigentümer innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 gleichermaßen, wodurch 
es zu keiner Ungleichbehandlung kommt. 
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Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplanvorentwurf ist in seiner Bezeichnung und Erläuterung nicht feh-
lerhaft. Welche Bezeichnungen für den Bürger nicht hinreichend erläutert und ge-
kennzeichnet sind, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. Die städtebaulichen Gründe zur Aufstellung des Bebauungsplans 
sowie zu den jeweiligen Festsetzungen sind in der Begründung des Bebauungs-
plans ausreichend erläutert. 

Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Zur Art der Bebauung siehe Änderungsvorschlag zu 1, 2 und 4. 

Da durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen der 
Bebaubarkeit des Grundstücks entstehen, erfolgt keine Wertminderung des Grund-
stücks. 

Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die obere und untere Naturschutzbehörde und sonstige Träger öffentlicher Belange 
wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an der Aufstellung des Bebauungs-
plans beteiligt. Zudem wurden die in Hessen anerkannten Umweltverbände im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu einer Stellungnahme aufgefordert. 
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Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 7. 

Änderungsvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Nutzung der privaten Grundstücke für Mehrgenerationenwohnen wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. Der Ausbau der Wohnge-
bäude zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann unter Einhaltung der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung beispielsweise durch den Dachge-
schossausbau oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche weiterhin erfolgen. 
Darüber hinaus erfolgt innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die Festset-
zung von drei zulässigen Wohneinheiten pro Wohngebäude. Hierdurch wird eine 
verträgliche Nachverdichtung des Plangebietes auch in Hinblick auf den Ausbau be-
stehender Wohngebäude zugunsten von Mehrgenerationenhäusern gewährleistet. 

Änderungsvorschlag zu 11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 2. 
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Änderungsvorschlag zu 12: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Durchführung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden ortsüblich am 20.02.2020 
in der Eppsteiner Zeitung bekannt gemacht. Zudem erfolgt im weiteren Verfahren 
die Durchführung einer weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB, im Rahmen dessen die betroffenen Bürger erneut ihre Stellungnahmen ab-
geben können. Damit werden die nach dem Baugesetzbuch formalen Anforderun-
gen an die Einbeziehung der Bürger in das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans erfüllt.  

Änderungsvorschlag zu 13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens N 100 „Zwischen Kreuzheck und Holler-
gewann“ soll die Bestandsbebauung innerhalb des Plangebietes grundsätzlich fest-
gesetzt werden. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial geprüft und entspre-
chende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Diesbezüglich trifft der 
Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche, 
zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude 
sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Die Einhaltung der Hessi-
schen Bauordnung hat hierbei weiterhin zu erfolgen und wird insbesondere im 
Rahmen der Festsetzung der Baugrenzen berücksichtigt (siehe Änderungsvorschlag 
zu 2). 

Innerhalb des Plangebietes besteht das Potenzial, den Wohnraum durch Ausbau 
der Dachgeschosse zu erweitern. Ein weiteres Potenzial der Wohnraumerweiterung 
besteht durch Erweiterung der bestehenden Wohngebäude in die Fläche, da die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Baufenster sowie die festgesetzten 
Grundflächenzahlen (GRZ) häufig noch nicht vollständig ausgenutzt sind. 

Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum entsteht des Weiteren durch Regelun-
gen für die bauliche Nutzung der Baulücken sowie der Potenzialflächen für die wei-
tere Nachverdichtung innerhalb des Plangebietes. Die festzusetzende Bebauung 
soll sich dabei an der Eigenart des bestehenden Wohngebietes orientieren. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ besteht in der Festsetzung des Bestandes unter Berücksichtigung 
einer verträglichen Nachverdichtung. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial ge-
prüft und entsprechende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Dies-
bezüglich trifft der Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren 
Grundstücksfläche, zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten 
pro Wohngebäude sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Durch 
die Steuerung einer verträglichen Nachverdichtung sollen eine menschenwürdige 
Umwelt gesichert sowie gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet wer-
den. 

Ein Widerspruch in der Zielsetzung des Bebauungsplans ist nicht vorhanden. Die 
Festsetzung des Bestandes erfolgt auch für das angesprochene Grundstück. Zudem 
sind Nachverdichtungsmöglichkeiten wie beispielsweise der Dachgeschossausbau 
oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche entsprechend der Festsetzungen 
des Bebauungsplans zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung weiterhin umsetz-
bar. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Es erfolgt somit die erstmalige Festsetzung von Baugrenzen, 
die sich an den Mindestabstandsflächen von 3 Metern zu den jeweiligen Nachbar-
grundstücken gemäß § 6 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) orientieren. Die 
festgesetzten Baugrenzen umschließen hierbei das bestehende Gebäude und er-
möglichen weiterhin die Ausnutzung der Obergrenze der Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. Es kommt somit zu kei-
ner Minderung der Bebaubarkeit des Grundstücks. 
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Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Es ist keine Widersprüchlichkeit vorhanden, die zur Unwirksamkeit des Bebauungs-
plans führt. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan verfolgt u.a. das Ziel, die bestehende Bebauung innerhalb des 
Plangebietes festzusetzen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wer-
den entsprechend der bestehenden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allge-
meine Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,4 entspricht dabei der zulässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Über-
schreitung der Obergrenzen setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche 
Gründe voraus. Diese städtebaulichen Gründe müssen sich aus einem planerischen 
Konzept ergeben, dass die jeweilige städtebauliche Situation und ihre Besonderhei-
ten aufgreift (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im 
Bebauungsplanvorentwurf festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der 
Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung 
der Obergrenze. „Investitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger et-
wa in Bezug auf eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind 
nicht schon städtebauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirt-
schaftlichen Renditen der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine 
städtebaulichen Gründe dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 
Rn. 21a). Im Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 
hinaus genehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße 
wurden jedoch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach 
Überprüfung der bestehenden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene 
Grundstück eine GRZ von 0,13 im Bestand ermitteln. 
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  Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflä-

chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist zugunsten der aufgeführten Anlagen, die Überschreitung der 
GRZ bis auf 0,6 zulässig. 

 
Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch eine Bebauung 
mit zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auf drei auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. Dachge-
schossausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten wurden, 
erhalten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vorhandenen 
Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis genehmigt, 
dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt. 

Entsprechend der städtebaulich prägenden Bebauung wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich.  

Die tatsächliche Nutzung des Grundstücks findet somit durch den Bebauungsplan 
Berücksichtigung. 

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 4. 

Die Festsetzungen zur Art sowie zum Maß der baulichen Nutzungen gelten für alle 
Eigentümer innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 gleichermaßen, wodurch 
es zu keiner Ungleichbehandlung kommt. 
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Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplanvorentwurf ist in seiner Bezeichnung und Erläuterung nicht feh-
lerhaft. Welche Bezeichnungen für den Bürger nicht hinreichend erläutert und ge-
kennzeichnet sind, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. Die städtebaulichen Gründe zur Aufstellung des Bebauungsplans 
sowie zu den jeweiligen Festsetzungen sind in der Begründung des Bebauungs-
plans ausreichend erläutert. 

Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Zur Art der Bebauung siehe Änderungsvorschlag zu 1, 2 und 4. 

Da durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen der 
Bebaubarkeit des Grundstücks entstehen, erfolgt keine Wertminderung des Grund-
stücks. 

Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die obere und untere Naturschutzbehörde und sonstige Träger öffentlicher Belange 
wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an der Aufstellung des Bebauungs-
plans beteiligt. Zudem wurden die in Hessen anerkannten Umweltverbände im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu einer Stellungnahme aufgefordert. 
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Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 7. 

Änderungsvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Nutzung der privaten Grundstücke für Mehrgenerationenwohnen wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. Der Ausbau der Wohnge-
bäude zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann unter Einhaltung der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung beispielsweise durch den Dachge-
schossausbau oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche weiterhin erfolgen. 
Darüber hinaus erfolgt innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die Festset-
zung von drei zulässigen Wohneinheiten pro Wohngebäude. Hierdurch wird eine 
verträgliche Nachverdichtung des Plangebietes auch in Hinblick auf den Ausbau be-
stehender Wohngebäude zugunsten von Mehrgenerationenhäusern gewährleistet.  

Änderungsvorschlag zu 11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 2. 
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Änderungsvorschlag zu 12: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Durchführung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden ortsüblich am 20.02.2020 
in der Eppsteiner Zeitung bekannt gemacht. Zudem erfolgt im weiteren Verfahren 
die Durchführung einer weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB, im Rahmen dessen die betroffenen Bürger erneut ihre Stellungnahmen ab-
geben können. Damit werden die nach dem Baugesetzbuch formalen Anforderun-
gen an die Einbeziehung der Bürger in das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans erfüllt. 

Änderungsvorschlag zu 13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens N 100 „Zwischen Kreuzheck und Holler-
gewann“ soll die Bestandsbebauung innerhalb des Plangebietes grundsätzlich fest-
gesetzt werden. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial geprüft und entspre-
chende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Diesbezüglich trifft der 
Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche, 
zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude 
sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Die Einhaltung der Hessi-
schen Bauordnung hat hierbei weiterhin zu erfolgen und wird insbesondere im 
Rahmen der Festsetzung der Baugrenzen berücksichtigt (siehe Änderungsvorschlag 
zu 2). 

Innerhalb des Plangebietes besteht das Potenzial, den Wohnraum durch Ausbau 
der Dachgeschosse zu erweitern. Ein weiteres Potenzial der Wohnraumerweiterung 
besteht durch Erweiterung der bestehenden Wohngebäude in die Fläche, da die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Baufenster sowie die festgesetzten 
Grundflächenzahlen (GRZ) häufig noch nicht vollständig ausgenutzt sind. 

Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum entsteht des Weiteren durch Regelun-
gen für die bauliche Nutzung der Baulücken sowie der Potenzialflächen für die wei-
tere Nachverdichtung innerhalb des Plangebietes. Die festzusetzende Bebauung 
soll sich dabei an der Eigenart des bestehenden Wohngebietes orientieren. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ besteht in der Festsetzung des Bestandes unter Berücksichtigung 
einer verträglichen Nachverdichtung. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial ge-
prüft und entsprechende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Dies-
bezüglich trifft der Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren 
Grundstücksfläche, zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten 
pro Wohngebäude sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Durch 
die Steuerung einer verträglichen Nachverdichtung sollen eine menschenwürdige 
Umwelt gesichert sowie gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet wer-
den. 

Ein Widerspruch in der Zielsetzung des Bebauungsplans ist nicht vorhanden. Die 
Festsetzung des Bestandes erfolgt auch für das angesprochene Grundstück. Zudem 
sind Nachverdichtungsmöglichkeiten wie beispielsweise der Dachgeschossausbau 
oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche entsprechend der Festsetzungen 
des Bebauungsplans zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung weiterhin umsetz-
bar. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Es erfolgt somit die erstmalige Festsetzung von Baugrenzen, 
die sich an den Mindestabstandsflächen von 3 Metern zu den jeweiligen Nachbar-
grundstücken gemäß § 6 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) orientieren. Die 
festgesetzten Baugrenzen ermöglichen die Ausnutzung der Obergrenze der Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. Es 
kommt somit zu keiner Minderung der Bebaubarkeit des Grundstücks. Die Über-
schreitung der südöstlichen Baugrenze durch das genehmigte Gebäude erhält Be-
standsschutz. 
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Das bestehende Nebengebäude wurde als Garage genehmigt. Entsprechend der 
Festsetzungen des Bebauungsplans sind Stellplätze, Garagen und Carports sowohl 
in den überbaubaren als auch in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig. Es besteht demnach kein städtebauliches Erfordernis zur Erweiterung des Bau-
fensters zur Einbeziehung des bestehenden Nebengebäudes. 

Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Es ist keine Widersprüchlichkeit vorhanden, die zur Unwirksamkeit des Bebauungs-
plans führt. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan verfolgt u.a. das Ziel, die bestehende Bebauung innerhalb des 
Plangebietes festzusetzen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wer-
den entsprechend der bestehenden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allge-
meine Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,4 entspricht dabei der zulässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Über-
schreitung der Obergrenzen setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche 
Gründe voraus. Diese städtebaulichen Gründe müssen sich aus einem planerischen 
Konzept ergeben, dass die jeweilige städtebauliche Situation und ihre Besonderhei-
ten aufgreift (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im 
Bebauungsplanvorentwurf festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der 
Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung 
der Obergrenze. „Investitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger et-
wa in Bezug auf eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind 
nicht schon städtebauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirt-
schaftlichen Renditen der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine 
städtebaulichen Gründe dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 
Rn. 21a). Im Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 
hinaus genehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße 
wurden jedoch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach 
Überprüfung der bestehenden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene 
Grundstück eine GRZ von 0,32 im Bestand ermitteln. 
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chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist u.a. zugunsten des Nebengebäudes, welches als Garage ge-
nehmigt wurde, die Überschreitung der GRZ bis auf 0,6 zulässig. Bezüglich des 
Einbezugs des bestehenden Nebengebäudes in das Baufenster siehe Änderungs-
vorschlag zu 2. 

 
Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch eine Bebauung 
mit zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auf drei auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. Dachge-
schossausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten wurden, 
erhalten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vorhandenen 
Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis genehmigt, 
dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt. 

Entsprechend der städtebaulich prägenden Bebauung wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich.  

Die tatsächliche Nutzung des Grundstücks findet somit durch den Bebauungsplan 
Berücksichtigung. 

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 4. 

Diese Festsetzungen zur Art sowie zum Maß der baulichen Nutzungen gelten für al-
le Eigentümer innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 gleichermaßen, 
wodurch es zu keiner Ungleichbehandlung kommt. 
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Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplanvorentwurf ist in seiner Bezeichnung und Erläuterung nicht feh-
lerhaft. Welche Bezeichnungen für den Bürger nicht hinreichend erläutert und ge-
kennzeichnet sind, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. Die städtebaulichen Gründe zur Aufstellung des Bebauungsplans 
sowie zu den jeweiligen Festsetzungen sind in der Begründung des Bebauungs-
plans ausreichend erläutert. 

Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Zur Art der Bebauung siehe Änderungsvorschlag zu 1, 2 und 4. 

Da durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen der 
Bebaubarkeit des Grundstücks entstehen, erfolgt keine Wertminderung des Grund-
stücks. 

Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die obere und untere Naturschutzbehörde und sonstige Träger öffentlicher Belange 
wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an der Aufstellung des Bebauungs-
plans beteiligt. Zudem wurden die in Hessen anerkannten Umweltverbände im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu einer Stellungnahme aufgefordert. 
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Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 7. 

Änderungsvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Nutzung der privaten Grundstücke für Mehrgenerationenwohnen wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. Der Ausbau der Wohnge-
bäude zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann unter Einhaltung der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung beispielsweise durch den Dachge-
schossausbau oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche weiterhin erfolgen. 
Darüber hinaus erfolgt innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die Festset-
zung von drei zulässigen Wohneinheiten pro Wohngebäude. Hierdurch wird eine 
verträgliche Nachverdichtung des Plangebietes auch in Hinblick auf den Ausbau be-
stehender Wohngebäude zugunsten von Mehrgenerationenhäusern gewährleistet.  

Änderungsvorschlag zu 11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 2. 
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Änderungsvorschlag zu 12: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Durchführung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden ortsüblich am 20.02.2020 
in der Eppsteiner Zeitung bekannt gemacht. Zudem erfolgt im weiteren Verfahren 
die Durchführung einer weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB, im Rahmen dessen die betroffenen Bürger erneut ihre Stellungnahmen ab-
geben können. Damit werden die nach dem Baugesetzbuch formalen Anforderun-
gen an die Einbeziehung der Bürger in das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans erfüllt.  

Änderungsvorschlag zu 13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens N 100 „Zwischen Kreuzheck und Holler-
gewann“ soll die Bestandsbebauung innerhalb des Plangebietes grundsätzlich fest-
gesetzt werden. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial geprüft und entspre-
chende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Diesbezüglich trifft der 
Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche, 
zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude 
sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Die Einhaltung der Hessi-
schen Bauordnung hat hierbei weiterhin zu erfolgen und wird insbesondere im 
Rahmen der Festsetzung der Baugrenzen berücksichtigt (siehe Änderungsvorschlag 
zu 2). 

Innerhalb des Plangebietes besteht das Potenzial, den Wohnraum durch Ausbau 
der Dachgeschosse zu erweitern. Ein weiteres Potenzial der Wohnraumerweiterung 
besteht durch Erweiterung der bestehenden Wohngebäude in die Fläche, da die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Baufenster sowie die festgesetzten 
Grundflächenzahlen (GRZ) häufig noch nicht vollständig ausgenutzt sind. 

Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum entsteht des Weiteren durch Regelun-
gen für die bauliche Nutzung der Baulücken sowie der Potenzialflächen für die wei-
tere Nachverdichtung innerhalb des Plangebietes. Die festzusetzende Bebauung 
soll sich dabei an der Eigenart des bestehenden Wohngebietes orientieren. 
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Änderungsvorschlag zu 1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplans N100 „Zischen Kreuzheck und 
Hollergewann“ besteht in der Festsetzung des Bestandes unter Berücksichtigung 
einer verträglichen Nachverdichtung. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial ge-
prüft und entsprechende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Dies-
bezüglich trifft der Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren 
Grundstücksfläche, zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten 
pro Wohngebäude sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Durch 
die Steuerung einer verträglichen Nachverdichtung sollen eine menschenwürdige 
Umwelt gesichert sowie gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet wer-
den. 

Ein Widerspruch in der Zielsetzung des Bebauungsplans ist nicht vorhanden. Die 
Festsetzung des Bestandes erfolgt auch für das angesprochene Grundstück. Zudem 
sind Nachverdichtungsmöglichkeiten wie beispielsweise der Dachgeschossausbau 
oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche entsprechend der Festsetzungen 
des Bebauungsplans zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung weiterhin umsetz-
bar. 

Änderungsvorschlag zu 2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Es erfolgt somit die erstmalige Festsetzung von Baugrenzen, 
die sich an den Mindestabstandsflächen von 3 Metern zu den jeweiligen Nachbar-
grundstücken gemäß § 6 Abs. 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) orientieren. Die 
festgesetzten Baugrenzen ermöglichen die Ausnutzung der Obergrenze der Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,4 für Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. Es 
kommt somit zu keiner Minderung der Bebaubarkeit des Grundstücks.  

Die bestehende Garage überschreitet das festgesetzte Baufenster im Südosten ge-
ringfügig. Entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplans sind Stellplätze, 
Garagen und Carports sowohl in den überbaubaren als auch in den nicht überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig. Es besteht demnach kein städtebauliches Er-
fordernis zur Erweiterung des Baufensters zur vollständigen Einbeziehung der Ga-
rage. 
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Änderungsvorschlag zu 3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Es ist keine Widersprüchlichkeit vorhanden, die zur Unwirksamkeit des Bebauungs-
plans führt. 

Änderungsvorschlag zu 4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplan verfolgt u.a. das Ziel, die bestehende Bebauung innerhalb des 
Plangebietes festzusetzen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wer-
den entsprechend der bestehenden Nutzung als Art der baulichen Nutzung Allge-
meine Wohngebiete WA festgesetzt. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,4 entspricht dabei der zulässigen Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. Die Über-
schreitung der Obergrenzen setzt gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO städtebauliche 
Gründe voraus. Diese städtebaulichen Gründe müssen sich aus einem planerischen 
Konzept ergeben, dass die jeweilige städtebauliche Situation und ihre Besonderhei-
ten aufgreift (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 Rn. 20). Da die im 
Bebauungsplanvorentwurf festgesetzte GRZ von 0,4 – insbesondere im Bereich der 
Gartenstraße – häufig noch nicht vollständig ausgenutzt ist, bestehen innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 4 keine städtebaulichen Gründe zur Überschreitung 
der Obergrenze. „Investitionsinteressen, also die Interessen der Vorhabenträger et-
wa in Bezug auf eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer Grundstücke, allein sind 
nicht schon städtebauliche Gründe i.S.d. Abs. 2. Der Wunsch nach höheren wirt-
schaftlichen Renditen der Grundstücke oder hohe Grundstückskosten stellen keine 
städtebaulichen Gründe dar“ (EZBK/Söfker, 136. EL Oktober 2019, BauNVO § 17 
Rn. 21a). Im Plangebiet vorhandene bauliche Anlagen, die über eine GRZ von 0,4 
hinaus genehmigt wurden, erhalten Bestandsschutz. Im Bereich der Gartenstraße 
wurden jedoch keine Gebäude über eine GRZ von 0,4 hinaus genehmigt. Nach 
Überprüfung der bestehenden Verhältnisse lässt sich für das angesprochene 
Grundstück eine GRZ von 0,14 im Bestand ermitteln. 
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chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen der aufgeführten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden. 
Dementsprechend ist zugunsten der aufgeführten Anlagen die Überschreitung der 
GRZ bis auf 0,6 zulässig. 

 
Bestehende Grundflächenzahlen (GRZ) im Bereich der Gartenstraße 
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Für den Bereich des angesprochenen Grundstücks existiert bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier bislang nach 
§ 34 BauGB – Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile. Demnach sind Vorhaben zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die Erschließung gesi-
chert ist. Da die Eigenart der näheren Umgebung ebenfalls durch eine Bebauung 
mit zwei Vollgeschossen geprägt ist, wäre die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse 
auf drei auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans demnach unzulässig. Dachge-
schossausbauten, die im Plangebiet als drittes Vollgeschoss genehmigten wurden, 
erhalten Bestandsschutz. Die im Bereich der Gartenstraße im Bestand vorhandenen 
Dachgeschossausbauten wurden jedoch lediglich mit dem Nachweis genehmigt, 
dass es sich bei dem Dachgeschoss um kein Vollgeschoss handelt. 

Entsprechend der städtebaulich prägenden Bebauung wird im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplans innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die zuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt. Für die Erhöhung der zulässigen 
Zahl der Vollgeschosse besteht kein städtebauliches Erfordernis. Zudem wäre eine 
Erhöhung unter Betrachtung der Bebauungsstrukturen in der näheren Umgebung 
städtebaulich nicht begründbar und insbesondere in Hinblick auf die städtebauliche 
Wirkung von drei Vollgeschossen in Zusammenspiel mit der Hanglage im Plangebiet 
nicht verträglich.  

Die tatsächliche Nutzung des Grundstücks findet somit durch den Bebauungsplan 
Berücksichtigung. 

Änderungsvorschlag zu 5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 4. 

Die Festsetzungen zur Art sowie zum Maß der baulichen Nutzungen gelten für alle 
Eigentümer innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 gleichermaßen, wodurch 
es zu keiner Ungleichbehandlung kommt. 
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Änderungsvorschlag zu 6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Bebauungsplanvorentwurf ist in seiner Bezeichnung und Erläuterung nicht feh-
lerhaft. Welche Bezeichnungen für den Bürger nicht hinreichend erläutert und ge-
kennzeichnet sind, wird durch den Einwender nicht angeführt und ist daher nicht 
nachvollziehbar. Die städtebaulichen Gründe zur Aufstellung des Bebauungsplans 
sowie zu den jeweiligen Festsetzungen sind in der Begründung des Bebauungs-
plans ausreichend erläutert. 

Änderungsvorschlag zu 7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Zur Art der Bebauung siehe Änderungsvorschlag zu 1, 2 und 4. 

Da durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen der 
Bebaubarkeit des Grundstücks entstehen, erfolgt keine Wertminderung des Grund-
stücks. 

Änderungsvorschlag zu 8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die obere und untere Naturschutzbehörde und sonstige Träger öffentlicher Belange 
wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an der Aufstellung des Bebauungs-
plans beteiligt. Zudem wurden die in Hessen anerkannten Umweltverbände im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu einer Stellungnahme aufgefordert. 
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Änderungsvorschlag zu 9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 7. 

Änderungsvorschlag zu 10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Nutzung der privaten Grundstücke für Mehrgenerationenwohnen wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. Der Ausbau der Wohnge-
bäude zugunsten eines Mehrgenerationenhauses kann unter Einhaltung der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung beispielsweise durch den Dachge-
schossausbau oder die Erweiterung des Gebäudes in die Fläche weiterhin erfolgen. 
Darüber hinaus erfolgt innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 4 die Festset-
zung von drei zulässigen Wohneinheiten pro Wohngebäude. Hierdurch wird eine 
verträgliche Nachverdichtung des Plangebietes auch in Hinblick auf den Ausbau be-
stehender Wohngebäude zugunsten von Mehrgenerationenhäusern gewährleistet.  

Änderungsvorschlag zu 11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 2. 
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Änderungsvorschlag zu 12 - 13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Durchführung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden ortsüblich am 20.02.2020 
in der Eppsteiner Zeitung bekannt gemacht. Zudem erfolgt im weiteren Verfahren 
die Durchführung einer weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB, im Rahmen dessen die betroffenen Bürger erneut ihre Stellungnahmen ab-
geben können. Damit werden die nach dem Baugesetzbuch formalen Anforderun-
gen an die Einbeziehung der Bürger in das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans erfüllt.  

Änderungsvorschlag zu 14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens N 100 „Zwischen Kreuzheck und Holler-
gewann“ soll die Bestandsbebauung innerhalb des Plangebietes grundsätzlich fest-
gesetzt werden. Dabei soll das Nachverdichtungspotenzial geprüft und entspre-
chende Regelungen zur Nachverdichtung getroffen werden. Diesbezüglich trifft der 
Bebauungsplan insbesondere Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche, 
zum Maß der baulichen Nutzung, zur Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude 
sowie zur Anzahl der Stellplätze, Garagen und Carports. Die Einhaltung der Hessi-
schen Bauordnung hat hierbei weiterhin zu erfolgen und wird insbesondere im 
Rahmen der Festsetzung der Baugrenzen berücksichtigt (siehe Änderungsvorschlag 
zu 2). 

Innerhalb des Plangebietes besteht das Potenzial, den Wohnraum durch Ausbau 
der Dachgeschosse zu erweitern. Ein weiteres Potenzial der Wohnraumerweiterung 
besteht durch Erweiterung der bestehenden Wohngebäude in die Fläche, da die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Baufenster sowie die festgesetzten 
Grundflächenzahlen (GRZ) häufig noch nicht vollständig ausgenutzt sind. 

Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum entsteht des Weiteren durch Regelun-
gen für die bauliche Nutzung der Baulücken sowie der Potenzialflächen für die wei-
tere Nachverdichtung innerhalb des Plangebietes. Die festzusetzende Bebauung 
soll sich dabei an der Eigenart des bestehenden Wohngebietes orientieren. 
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 Träger     

1.  Abwasserverband Main-Taunus 
Vincenzstr. 4 
65719 Hofheim 

12.03.2020 X   

2.  Amprion GmbH 
Rheinlanddamm 24 
44139 Dortmund 

02.03.2020  X  

3.  Amt für Bodenmanagement Heppenheim 
Außenstelle Hofheim 
Nassauer Str. 28 
65719 Hofheim 

25.03.2020  X  

4.  Bischöfliches Ordinariat Limburg 
Roßmarkt 12 
65549 Limburg 

    

5.  Botanische Vereinigung für Naturschutz  
in Hessen e.V. 
Herr Dr. Jörg Weise 
Schiffenberger Weg 14 
35435 Wettenberg 

    

6.  Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland 
Landesverband Hessen e.V. 
Geleitsstraße 14 
60599 Frankfurt 

    

7.  BUND Ortsgruppe Eppstein 
Herr Klaus Stephan 
Am Dattenbach 31 
65817 Eppstein 

    

8.  Bundesagentur für Arbeit 
Regionaldirektion Hessen 
Saonstr. 2-4 
60528 Frankfurt am Main 

    

9.  Bundesanstalt für Infrastruktur,  
Umweltschutz und Dienstleistungen der  
Bundeswehr 
Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

26.02.2020  X  

10.  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
Hansaallee 24 
60322 Frankfurt am Main 

   

Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 
- Sparte 
Verwaltungsaufgaben- 
Nebenstelle Düsseldorf 
Fontanestr.4 
40470 Düsseldorf 
 
Nur noch per E-Mail 
VA-TOEB.H-RHPF-
SAAR@ 
bundesimmobilien.de 
 

11.  Deutsche Flugsicherung 
Postfach 1243 
63202 Langen 

23.03.2020  X  

mailto:VA-TOEB.H-RHPF-SAAR@%0Bbundesimmobilien.de
mailto:VA-TOEB.H-RHPF-SAAR@%0Bbundesimmobilien.de
mailto:VA-TOEB.H-RHPF-SAAR@%0Bbundesimmobilien.de
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12.  Deutscher Gebirgs- und Wanderverein 
Landesverband Hessen 
Verteilerstelle Götz 
Erbismühler Weg 25 
61276 Weilrod 

    

13.  Deutsche Telekom AG 
Abt. T-Com 
PTI 11-PM 1 
Jahnstraße 54-64 
63150 Heusenstamm 

    

14.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
Landgrabenweg 151 
53227 Bonn 

30.03.2020 X   

15.  Deutscher Wetterdienst 
Frankfurter Str. 135 
63067 Offenbach 

19.03.2020  X  

16.  ESWE Versorgungs AG 
Zentrale Koordinierung 
Herr Deuse 
Weidenbornstraße 1 
65189 Wiesbaden 

28.02.2020  X  

17.  Ev. Kirchgemeinde Eppstein 
Rossertstr. 24 
65817 Eppstein 

    

18.  Evangelische Kirche in Hessen und  
Nassau 
Paulusplatz 1 
64285 Darmstadt 

    

19.  Finanzamt Frankfurt 
Liegenschaftsstelle 
Gutleutstr. 120 
60327 Frankfurt am Main 

    

20.  FRAPORT AG 
Flughafen 
60547 Frankfurt am Main 

11.03.2020  X  

21.  Gemeindevorstand Glashütten 
Schloßborner Weg 2 
61479 Glashütten 

28.02.2020  X  

22.  Gemeindevorstand Niedernhausen 
Wilrjikplatz 
65527 Niedernhausen 

02.03.2020  X  

23.  Handwerkskammer Rhein-Main 
Bockenheimer Landstraße 21 
60325 Frankfurt am Main 

23.03.2020  X 
Handwerkskammer 
Frankfurt-Rhein-Main 
Hindenburgstraße 1 
64295 Darmstadt 

24.  HessenArchäologie 
Bezirksarchäologie/Inventarisation 
Schloß Biebrich / Ostflügel 
65204 Wiesbaden 

    

25.  Hessenenergie GmbH 
Mainzer Straße 98-102 
65189 Wiesbaden 

    

26.  Hessen Forst 
Forstamt Königstein 
Ölmühlweg 17 
61462 Königstein 

13.03.2020 X   
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27.  Hess. Gesellschaft für Ornithologie  
und Naturschutz e.V. 
Lindenstr. 5 
61209 Echzell 

31.03.2020 X  

Hans-Joachim 
Menius 
Bergstraße 12g 
65817 Eppstein 
In Papierform 

28.  Hessisches Landesamt für Naturschutz, 
Umwelt und Geologie (HLNUG) 
Rheingaustraße 186 
65203 Wiesbaden 

05.03.2020  X  

29.  Hessen Mobil 
Außenstelle Darmstadt 
Groß-Gerauer Weg 4 
64295 Darmstadt 

09.03.2020  X  

30.  Hessenwasser GmbH & Co. KG 
Herr Schüßler 
Taunusstraße 100 
64521 Groß-Gerau/Dornheim 

    

31.  Hochtaunuskreis – der Kreisausschuss – 
Amt für den Ländlichen Raum 
Ludwig-Erhard-Anlage 1 – 5 
61352 Bad Homburg 

06.03.2020 X   

32.  Industrie- und Handelskammer 
Standortpolitik 
Börsenplatz 4 
60313 Frankfurt am Main 

01.04.2020  X  

33.  Kath. Bistum der Alt-Katholiken  
Deutschland 
Bischöfliches Ordinariat Bonn 
Gregor-Mendel-Straße 28 
53115 Bonn 

    

34.  Kath. Kirchengem. St. Laurentius, St.  
Margareta, St. Jakobus u. St. Michael 
Burgstr. 31 
65817 Eppstein 

    

35.  Kreisbauernverband 
Herr Dörr 
Bahnhofstraße 41 
65830 Kriftel 

   
Kreisbauernverband 
Main-Taunus e.V. 
Mainzer Str. 17 
65185 Wiesbaden 

36.  Kreishandwerkerschaft Main-Taunus 
Hattersheimer Str. 3 
65719 Hofheim 

    

37.  Landesamt für Denkmalpflege 
Schloß Biebrich / Ostflügel 
65203 Wiesbaden 

    

38.  Landesarbeitsgemeinschaft der  
Hessischen Frauenbüros 
Frau Brigitte Hartwig 
Jägertorstraße 207 
64289 Darmstadt 

    

39.  Landesbetrieb Bau und Immobilien 
Hessen 
Abraham-Lincoln-Straße 16-18 
65189 Wiesbaden 

    

40.  Landesjagdverband Hessen e.V. 
Am Römerkastell 9 
61231 Bad Nauheim 
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41.  Landessportbund Hessen e.V. 
GB Sportinfrastruktur 
Otto-Felck-Schneise 4 
60528 Frankfurt am Main 

    

42.  Landesverband des Hessischen  
Einzelhandels e.V. 
Flughafenstraße 4a 
60528 Frankfurt am Main 

    

43.  Landesverband der Jüdischen Gemeinden 
in Hessen 
Hebelstr. 6 
60318 Frankfurt am Main 

05.03.2020 X   

44.  Landeswohlfahrtsverband Hessen 
Ständeplatz 6-10 
34117 Kassel 

    

45.  Magistrat der Stadt Hofheim 
Chinonplatz 2 
65719 Hofheim am Taunus 

    

46.  Magistrat der Stadt Idstein 
König-Adolf-Platz 2 
65510 Idstein 

04.03.2020  X  

47.  Magistrat der Stadt Kelkheim 
Gagernring 6-8 
65779 Kelkheim 

    

48.  Magistrat der Stadt Wiesbaden 
Gustav-Stresemann-Ring 15 
65189 Wiesbaden 

09.03.2020  X  

49.  Main-Taunus-Kreis 
– der Kreisausschuss – 
Bauen und Umwelt 
Am Kreishaus 1 – 5 
65719 Hofheim am Taunus 

01.04.2020 X   

50.  Main-Taunus-Verkehrsverbund (MTV) 
Am Kreishaus 1–5 
65719 Hofheim 

    

51.  Naturschutzbund Deutschland 
Herr Marc Schmidt 
Kirchstraße 2a 
65817 Eppstein 

   
NABU Eppstein e.V. 
Birkenweg 6 
65817 Eppstein 

52.  Naturschutzbund Deutschland Hessen 
e.V. 
Friedenstraße 26 
35578 Wetzlar 

    

53.  NRM Netzdienste-Rhein-Main GmbH  
+ Mainova AG 
Solmsstr. 38 
60623 Frankfurt am Main 

31.03.2020 X   

54.  PLEdoc GmbH 
Gladbecker Str. 404 
45326 Essen 

03.03.2020 X   

55.  Polizeidirektion West 
Polizeipräsidium Westhessen 
Zeilsheimer Str. 59 
65719 Hofheim 

04.03.2020 X   



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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56.  Regierungspräsidium Darmstadt 
Dez. III/31.2 
Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt 

02.04.2020 X   

57.  Regierungspräsidium Darmstadt 
Kampfmittelräumdienst 
Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt 

19.03.2020 X   

58.  Regionalverband FrankfurtRheinMain 
Poststraße 16 
60329 Frankfurt am Main 

19.03.2020 X   

59.  Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) 
Alte Bleiche 5 
65719 Hofheim 

03.04.2020  X 
Nur noch per E-Mail: 

toeb_ 
beteiligungsverfahren 

@rmv.de 

60.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Landesverband Hessen e.V. 
Rathausstraße 56 
65203 Wiesbaden 

    

61.  Staatliches Techn. Überwachungsamt 
Hessen 
Rüdesheimer Straße 119 
64285 Darmstadt 

   

TÜV Technische 
Überwachung 
Hessen GmbH 
Robert-Bosch-
Straße 16 
64293 Darmstadt 

62.  STRABAG PFS 
Liegenschaftsmanagement 
Bayreuther Straße 1 
90409 Nürnberg 

    

63.  Straßenverkehrsamt Main-Taunus-Kreis 
In den Nassen 2 
65719 Hofheim 

    

64.  Syna GmbH 
Zentrale Planauskunft 
Ludwigshafener Straße 4 
65929 Frankfurt am Main 

   Süwag Energie AG 
Siehe Brief Nr. 71 

65.  Tennet TSO GmbH 
Luitpoldstraße 51 
96052 Bamberg 

11.03.2020  X 
Tennet TSO GmbH 
Bernecker Straße 70 
95448 Bayreuth 

66.  Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG 
Postfach 10 20 28 
34020 Kassel 

23.02.2020  X 
Vodafone Hessen 
GmbH & Co. KG 
Postfach 10 20 28 
34020 Kassel 

67.  Verband Hessischer Fischer e.V. 
Rheinstraße 36 
65185 Wiesbaden 

    

68.  Wasserbeschaffungsverband Hofheim 
Ahornstr. 3 
65719 Hofheim 

    

69.  Wasserbeschaffungsverband 
Niedernhausen 
Wilrjikplatz 
65527 Niedernhausen 

    

70.  Zweckverband Naturpark Hochtaunus 
Geschäftsstelle 
Hohemarkstraße 192 
61440 Oberursel 

    



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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71.  Süwag Energie AG 
Postfach 80 05 20 
65929 Frankfurt am Main 

03.04.2020 X  Im weiteren 
Verfahren beteiligen 

72.  Bürger 1 
65817 Eppstein 02.04.2020 X   

73.  Bürger 2 
65817 Eppstein 

03.04.2020 
03.04.2020 

X 
X   

74.  Bürger 3 
65817 Eppstein 03.04.2020 X   

75.  Bürger 4 
65817 Eppstein 03.04.2020 X   

76.  Bürger 5 
65817 Eppstein 06.04.2020 X   

77.  Bürger 6 
65817 Eppstein 06.04.2020 X   

78.  Bürger 7 
65201 Wiesbaden 06.04.2020 X   

79.  Bürger 8 
65817 Eppstein 06.04.2020 X   
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